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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 (Änderung des Einkommensteuergesetzes 1988) 
§ 15. (1) und (2) … § 15. (1) und (2) … 
(3) Für Zuwendungen an und von Privatstiftungen sind die Z 1 und 2 zu 

beachten. 
(3) Für Zuwendungen an und von Privatstiftungen sind die Z 1 und 2 zu 

beachten. 
 1. Für Zuwendungen an die Privatstiftung gilt folgendes:  1. Für Zuwendungen an die Privatstiftung gilt Folgendes: 
 a) Die zugewendeten Wirtschaftsgüter sind mit dem Betrag anzusetzen, 

der für die Ermittlung von Einkünften beim Stifter im Zeitpunkt der 
Zuwendung maßgeblich war oder maßgeblich gewesen wäre. 

Die zugewendeten Wirtschaftsgüter sind mit dem Betrag anzusetzen, der 
für die Ermittlung von Einkünften beim Stifter im Zeitpunkt der 
Zuwendung maßgeblich war oder maßgeblich gewesen wäre. 

 b) Bei Ermittlung der Einkünfte des Stifters und der Privatstiftung sind 
Beträge gemäß § 28 Abs. 2 letzter Satz, § 28 Abs. 3 letzter Satz, § 28 
Abs. 5 sowie § 28 Abs. 7 in der Weise weiter bei der Privatstiftung zu 
berücksichtigen, als wäre es zu keiner Übertragung von 
Wirtschaftsgütern gekommen. 

 

 2. Für Zuwendungen der Privatstiftung gilt folgendes:  2. Für Zuwendungen der Privatstiftung gilt folgendes: 
 a) Die zugewendeten Wirtschaftsgüter und zugewendetes sonstiges 

Vermögen gelten bei Ermittlung der Einkünfte als angeschafft; 
zugewendete sonstige geltwerte Vorteile gelten als zugeflossen. 

 a) Die zugewendeten Wirtschaftsgüter und zugewendetes sonstiges 
Vermögen gelten bei Ermittlung der Einkünfte als angeschafft; 
zugewendete sonstige geltwerte Vorteile gelten als zugeflossen. 

 b) Die Zuwendungen sind mit dem Betrag anzusetzen, der für das einzelne 
Wirtschaftsgut, für sonstiges Vermögen oder sonstige geldwerte 
Vorteile im Zeitpunkt der Zuwendung hätte aufgewendet werden 
müssen (insbesondere fiktive Anschaffungskosten). Die fiktiven 
Anschaffungskosten sind um negative Anschaffungskosten des 
zugewendeten Wirtschaftsgutes bzw. negative Buchwerte des 
zugewendeten sonstigen Vermögens zu vermindern. Die sich 
ergebenden Anschaffungskosten sind evident zu halten. 

 b) Die Zuwendungen sind mit dem Betrag anzusetzen, der für das einzelne 
Wirtschaftsgut, für sonstiges Vermögen oder sonstige geldwerte 
Vorteile im Zeitpunkt der Zuwendung hätte aufgewendet werden 
müssen (insbesondere fiktive Anschaffungskosten). Die fiktiven 
Anschaffungskosten sind um negative Anschaffungskosten des 
zugewendeten Wirtschaftsgutes bzw. negative Buchwerte des 
zugewendeten sonstigen Vermögens zu vermindern. Die sich 
ergebenden Anschaffungskosten sind evident zu halten. 

 c) Sind besondere Einkünfte im Sinne des § 28 Abs. 7 zu ermitteln, ist so 
vorzugehen, als ob ein Erwerb von Todes wegen vorläge. 

 

(4) … (4) … 
§ 16. (1) … § 16. (1) … 

 1. bis 7. …  1. bis 7. … 
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 8. …  8. … 
 a) …  a) … 
 b) Wird ein Gebäude unentgeltlich erworben, dann ist der gesamte 

Einheitswert für den letzten Feststellungszeitpunkt vor dem  
unentgeltlichen Erwerb zugrunde zu legen. Auf Antrag sind auch die 
fiktiven Anschaffungskosten im Zeitpunkt des unentgeltlichen 
Erwerbes (§ 6 Z 9) anzusetzen. 

 b) Wird ein Gebäude unentgeltlich erworben, ist die Absetzung für 
Abnutzung des Rechtsvorgängers fortzusetzen. 

 c) bis e) …  c) bis e) … 
 9. und 10. …  9. und 10. … 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
§ 24. (1) bis (4) … § 24. (1) bis (4) … 
(5) Die Einkommensteuer vom Veräußerungsgewinn wird im Ausmaß der 

sonst entstehenden Doppelbelastung der stillen Reserven auf Antrag ermäßigt oder 
erlassen, wenn der Steuerpflichtige den Betrieb oder Teilbetrieb oder den Anteil 
am Betriebsvermögen innerhalb der letzten drei Jahre vor der Veräußerung 
(Aufgabe) erworben und infolge des Erwerbes Erbschafts- oder Schenkungssteuer 
entrichtet hat. 

(5) Die Einkommensteuer vom Veräußerungsgewinn wird im Ausmaß der 
sonst entstehenden Doppelbelastung der stillen Reserven auf Antrag ermäßigt oder 
erlassen, wenn der Steuerpflichtige den Betrieb oder Teilbetrieb oder den Anteil 
am Betriebsvermögen innerhalb der letzten drei Jahre vor der Veräußerung 
(Aufgabe) erworben und infolge des Erwerbes Erbschafts- oder Schenkungssteuer, 
Grunderwerbsteuer oder Stiftungseingangssteuer entrichtet hat. 

(6) … (6) … 
 1. …  1. … 
 2. Der Steuerpflichtige ist wegen körperlicher oder geistiger Gebrechen in 

einem Ausmaß erwerbsunfähig, dass er nicht in der Lage ist, seinen 
Betrieb fortzuführen oder die mit seiner Stellung als Mitunternehmer 
verbundenen Aufgaben oder Verpflichtungen zu erfüllen. Das Vorliegen 
dieser Voraussetzung ist auf Grundlage eines vom Steuerpflichtigen 
beizubringenden medizinischen Gutachtens eines allgemein beeideten und 
gerichtlich zertifizierten Sachverständigen zu beurteilen, es sei denn, es 
liegt eine medizinische Beurteilung durch den für den Steuerpflichtigen 
zuständigen Sozialversicherungsträger vor. 

 2. Der Steuerpflichtige ist wegen körperlicher oder geistiger Behinderung in 
einem Ausmaß erwerbsunfähig, dass er nicht in der Lage ist, seinen 
Betrieb fortzuführen oder die mit seiner Stellung als Mitunternehmer 
verbundenen Aufgaben oder Verpflichtungen zu erfüllen. Das Vorliegen 
dieser Voraussetzung ist auf Grundlage eines vom Steuerpflichtigen 
beizubringenden medizinischen Gutachtens eines allgemein beeideten und 
gerichtlich zertifizierten Sachverständigen zu beurteilen, es sei denn, es 
liegt eine medizinische Beurteilung durch den für den Steuerpflichtigen 
zuständigen Sozialversicherungsträger vor. 

 3. …  3. … 
(7) … (7) … 
§ 27. (1) … § 27. (1) … 

 1. bis 6. …  1. bis 6. … 
 7. Zuwendungen jeder Art einer nicht unter § 5 Z 6 des  7. Zuwendungen jeder Art 
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Körperschaftsteuergesetzes 1988 fallenden Privatstiftung sowie 
Zuwendungen einer Privatstiftung im Sinne des § 4 Abs. 11 Z 1 lit. c bis 
zu einem Betrag von 1 460 Euro jährlich. Als Zuwendungen gelten auch 
Einnahmen einschließlich sonstiger Vorteile, die anlässlich der 
unentgeltlichen Übertragung eines Wirtschaftsgutes an die Privatstiftung 
vom Empfänger der Zuwendung erzielt werden. Dies gilt nicht 
hinsichtlich der bei der Zuwendung von Grundstücken mitübertragenen 
Belastungen des Grundstückes, soweit sie mit dem Grundstück in 
unmittelbarem wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. 

  - von nicht unter § 5 Z 6 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 
fallenden Privatstiftungen, 

  - von Privatstiftungen im Sinne des § 4 Abs. 11 Z 1 lit. c bis zu 
einem Betrag von 1 460 Euro jährlich, sowie 

  - von ausländischen Stiftungen oder sonstigen Vermögensmassen, 
die mit einer Privatstiftung vergleichbar sind, 

 Als Zuwendungen gelten auch Einnahmen einschließlich sonstiger 
Vorteile, die anlässlich der unentgeltlichen Übertragung eines 
Wirtschaftsgutes an die Privatstiftung, ausländische Stiftung oder sonstige 
Vermögensmasse, die mit einer Privatstiftung vergleichbar sind, vom 
Empfänger der Zuwendung erzielt werden. 

  8. Nicht zu den Einkünften im Sinne der Z 7 gehören Zuwendungen, soweit 
sie nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen eine Substanzauszahlung 
von gestiftetem Vermögen darstellen: 

  a) Zuwendungen gelten insoweit als Substanzauszahlung, als sie den 
maßgeblichen Wert im Sinne der lit. b übersteigen und im 
Evidenzkonto im Sinne der lit. c Deckung finden. 

  b) Als maßgeblicher Wert gilt der am Beginn des Geschäftsjahres 
vorhandene Bilanzgewinn zuzüglich der gebildeten Gewinnrücklagen 
gemäß § 224 Abs. 3 A III und IV des Unternehmensgesetzbuches und 
zuzüglich der steuerrechtlichen stillen Reserven des zugewendeten 
Vermögens. Der am Beginn des Geschäftsjahres vorhandene 
Bilanzgewinn ist um Beträge zu erhöhen, die zu einer Verminderung 
auf Grund des Ansatzes des beizulegenden Wertes gemäß § 202 Abs. 1 
des Unternehmensgesetzbuches geführt haben. Zuwendungen im 
Bilanzerstellungszeitraum gelten nicht als Substanzauszahlung, solange 
der im Jahresabschluss ausgewiesene Bilanzgewinn nicht vom 
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Abschlussprüfer bestätigt ist. 

  c) Voraussetzung für die Behandlung einer Zuwendung als 
Substanzauszahlung ist die laufende ordnungsgemäße Führung eines 
Evidenzkontos. Es erhöht sich um sämtliche Stiftungseingangswerte 
und vermindert sich um Substanzauszahlungen. 

  d) Stiftungseingangswert ist der Wert des gestifteten Vermögens zum 
Zeitpunkt der Zuwendung. Dabei sind § 6 Z 5 zweiter Satz, § 6 Z 9 und 
§ 15 Abs. 3 Z 1 anzuwenden. 

  e) Soweit Zuwendungen Substanzauszahlungen darstellen, vermindern sie 
das Evidenzkonto in Höhe der in § 15 Abs. 3 Z 2 lit. b genannten 
Werte. 

  f) Zuwendungen einer Stiftung (Vermögensmasse) an eine von ihr 
errichtete Stiftung (Vermögensmasse) gelten abweichend von lit. a als 
Substanzauszahlung, soweit sie im Evidenzkonto (lit. c) Deckung 
finden. Die empfangende Stiftung (Vermögensmasse) hat die als 
Substanzauszahlungen geltenden Beträge als Stiftungseingangswert in 
gleicher Höhe anzusetzen; dieser Stiftungseingangswert ist um den bei 
der zuwendenden Stiftung (Vermögensmasse) vorhandenen 
maßgeblichen Wert im Sinne der lit. b zu vermindern. 

  g) Abweichend von lit. f gelten Zuwendungen als Substanzauszahlung, 
soweit sie Vermögen betreffen, das in einer Vermögensaufstellung zu 
steuerlich maßgebenden Werten zum 31.7.2008 erfasst ist. Die 
empfangende Stiftung (Vermögensmasse) hat die steuerlich 
maßgebenden Werte fortzuführen. Diese Zuwendungen erhöhen nicht 
die Stiftungseingangswerte und fließen nicht in das Evidenzkonto bei 
der empfangenden Stiftung (Vermögensmasse) ein. 

  h) Soweit Zuwendungen als Substanzauszahlung gelten, sind sie in die 
Kapitalertragsteuer-Anmeldung aufzunehmen. 

  9. Ist ein Stifter im Falle des Widerrufs einer nicht unter § 4 Abs. 11 Z 1 
fallenden Privatstiftung Letztbegünstigter gemäß § 34 des 
Privatstiftungsgesetzes, sind die Einkünfte auf seinen Antrag um die im 
Zeitpunkt seiner vor 1. August 2008 getätigten Zuwendungen an die 
Privatstiftung steuerlich maßgebenden Werte zu kürzen. Dies gilt nur 
dann, wenn der Stifter diese Werte nachweist. Für Zuwendungen nach 
31. Juli 2008 erfolgt die Kürzung um den Letztstand des Evidenzkontos 
gemäß Z 8 lit. c. Die Kürzung gilt sinngemäß für den Widerruf einer 
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ausländischen Stiftung oder sonstigen Vermögensmasse, die mit einer 
Privatstiftung vergleichbar ist, mit der Maßgabe, dass die nach 
österreichischem Steuerrecht ermittelten Werte anzusetzen sind. 
Voraussetzung für die Kürzung bei Widerruf einer ausländischen Stiftung 
(Vermögensmasse) ist, dass für die Zuwendung an die ausländische 
Stiftung (Vermögensmasse) Stiftungseingangssteuer oder Erbschafts- oder 
Schenkungssteuer entrichtet wurde. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
§ 28. (1) … § 28. (1) … 
(2) Aufwendungen für nicht regelmäßig jährlich anfallende 

Instandhaltungsarbeiten sind über Antrag gleichmäßig auf zehn Jahre zu verteilen. 
Bei Gebäuden, die Wohnzwecken dienen, gilt hinsichtlich der 
Instandsetzungsaufwendungen folgendes: 

(2) Aufwendungen für nicht regelmäßig jährlich anfallende 
Instandhaltungsarbeiten sind über Antrag gleichmäßig auf zehn Jahre zu verteilen. 
Bei Gebäuden, die Wohnzwecken dienen, gilt hinsichtlich der 
Instandsetzungsaufwendungen folgendes: 

 - Instandsetzungsaufwendungen, die unter Verwendung von 
entsprechend gewidmeten steuerfreien Subventionen aus 
öffentlichen Mitteln getätigt werden, scheiden insoweit aus der 
Ermittlung der Einkünfte aus. 

 - Instandsetzungsaufwendungen, die unter Verwendung von 
entsprechend gewidmeten steuerfreien Subventionen aus 
öffentlichen Mitteln getätigt werden, scheiden insoweit aus der 
Ermittlung der Einkünfte aus. 

 - Soweit Instandsetzungsaufwendungen nicht durch steuerfreie 
Subventionen gedeckt sind, sind sie gleichmäßig auf zehn Jahre 
verteilt abzusetzen. 

 - Soweit Instandsetzungsaufwendungen nicht durch steuerfreie 
Subventionen gedeckt sind, sind sie gleichmäßig auf zehn Jahre 
verteilt abzusetzen. 

Instandsetzungsaufwendungen sind jene Aufwendungen, die nicht zu den 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten gehören und allein oder zusammen mit 
Herstellungsaufwand den Nutzungswert des Gebäudes wesentlich erhöhen oder 
seine Nutzungsdauer wesentlich verlängern. 

Instandsetzungsaufwendungen sind jene Aufwendungen, die nicht zu den 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten gehören und allein oder zusammen mit 
Herstellungsaufwand den Nutzungswert des Gebäudes wesentlich erhöhen oder 
seine Nutzungsdauer wesentlich verlängern. 

Wird das Gebäude auf eine andere Person übertragen, dann können ab dem der 
Übertragung folgenden Kalenderjahr restliche Zehntelbeträge nicht mehr 
abgezogen werden. Nur bei Erwerb von Todes wegen kann der Rechtsnachfolger 
die Zehntelabsetzungen weiter geltend machen, wenn er die Absetzung für 
Abnutzung für das erworbene Gebäude vom Einheitswert (§ 16 Abs. 1 Z 8) 
berechnet. 

Bei Übertragung des Gebäudes auf eine andere Person gilt Folgendes: 

  - Bei entgeltlicher Übertragung können ab dem der Übertragung 
folgenden Kalenderjahr restliche Zehntelbeträge nicht mehr 
abgezogen werden. 

  - Bei unentgeltlicher Übertragung von Todes wegen können ab dem 
der Übertragung folgenden Kalenderjahr restliche Zehntelbeträge 
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vom Rechtsnachfolger fortgesetzt werden. 

(3) Folgende Aufwendungen, soweit sie Herstellungsaufwand darstellen, sind 
über Antrag gleichmäßig auf fünfzehn Jahre verteilt abzusetzen: 

(3) Folgende Aufwendungen, soweit sie Herstellungsaufwand darstellen, sind 
über Antrag gleichmäßig auf fünfzehn Jahre verteilt abzusetzen: 

 1. Aufwendungen im Sinne der §§ 3 bis 5 des Mietrechtsgesetzes in 
Gebäuden, die den Bestimmungen des Mietrechtsgesetzes über die 
Verwendung der Hauptmietzinse unterliegen. 

 1. Aufwendungen im Sinne der §§ 3 bis 5 des Mietrechtsgesetzes in 
Gebäuden, die den Bestimmungen des Mietrechtsgesetzes über die 
Verwendung der Hauptmietzinse unterliegen. 

 2. Aufwendungen für Sanierungsmaßnahmen, wenn die Zusage für eine 
Förderung nach dem Wohnhaussanierungsgesetz, dem 
Startwohnungsgesetz oder den landesgesetzlichen Vorschriften über die 
Förderung der Wohnhaussanierung vorliegt. 

 2. Aufwendungen für Sanierungsmaßnahmen, wenn die Zusage für eine 
Förderung nach dem Wohnhaussanierungsgesetz, dem 
Startwohnungsgesetz oder den landesgesetzlichen Vorschriften über die 
Förderung der Wohnhaussanierung vorliegt. 

 3. Aufwendungen auf Grund des Denkmalschutzgesetzes. § 8 Abs. 2 zweiter 
und dritter Satz gilt entsprechend. 

 3. Aufwendungen auf Grund des Denkmalschutzgesetzes. § 8 Abs. 2 zweiter 
und dritter Satz gilt entsprechend. 

Werden zur Finanzierung dieses Herstellungsaufwandes erhöhte Zwangsmieten 
oder erhöhte Mieten, die auf ausdrücklich gesetzlich vorgesehenen Vereinbarungen 
beruhen, eingehoben, dann kann der Herstellungsaufwand gleichmäßig auch auf 
die Laufzeit der erhöhten Mieten, mindestens aber gleichmäßig auf zehn Jahre 
verteilt werden. Wird das Gebäude auf eine andere Person übertragen, so können 
ab dem der Übertragung folgenden Kalenderjahr die restlichen Teilbeträge der auf 
zehn bis fünfzehn Jahre verteilten Herstellungsaufwendungen nicht mehr 
abgezogen werden. Nur bei Erwerb von Todes wegen kann der Rechtsnachfolger 
die restlichen Teilbeträge weiter geltend machen, wenn er die Absetzung für 
Abnutzung für das erworbene Gebäude vom Einheitswert (§ 16 Abs. 1 Z 8 lit. b) 
berechnet. § 8 Abs. 2 zweiter und dritter Satz gilt entsprechend. 

Werden zur Finanzierung dieses Herstellungsaufwandes erhöhte Zwangsmieten 
oder erhöhte Mieten, die auf ausdrücklich gesetzlich vorgesehenen Vereinbarungen 
beruhen, eingehoben, dann kann der Herstellungsaufwand gleichmäßig auch auf 
die Laufzeit der erhöhten Mieten, mindestens aber gleichmäßig auf zehn Jahre 
verteilt werden. Wird das Gebäude auf eine andere Person übertragen, so können 
ab dem der Übertragung folgenden Kalenderjahr die restlichen Teilbeträge der auf 
zehn bis fünfzehn Jahre verteilten Herstellungsaufwendungen nicht mehr 
abgezogen werden. Bei Übertragung des Gebäudes auf eine andere Person können 
restliche Teilbeträge ab dem der Übertragung folgenden Kalenderjahr vom 
Rechtsnachfolger nur fortgesetzt werden, wenn das Gebäude unentgeltlich 
erworben wurde. 

(4) bis (6) … (4) bis (6) … 
7) Wird ein Gebäude unter Lebenden übertragen und wurden innerhalb von 

fünfzehn Jahren vor der Übertragung vom Steuerpflichtigen oder bei Erwerb von 
Todes wegen von seinem Rechtsvorgänger Herstellungsaufwendungen in 
Teilbeträgen gemäß Abs. 3 abgesetzt, dann sind im Jahr der Übertragung 
zusätzlich besondere Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung anzusetzen. Dies 
gilt auch dann, wenn das Gebäude im Zeitpunkt der Übertragung nicht mehr der 
Erzielung von Einkünften aus Vermietung und Verpachtung dient. Die besonderen 
Einkünfte sind wie folgt zu errechnen: 

(7) Wird ein Gebäude entgeltlich übertragen und wurden innerhalb von 
fünfzehn Jahren vor der Übertragung vom Steuerpflichtigen selbst oder im Fall der 
unentgeltlichen Übertragung von seinem Rechtsvorgänger 
Herstellungsaufwendungen in Teilbeträgen gemäß Abs. 3 abgesetzt, sind im Jahr 
der Übertragung zusätzlich besondere Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 
anzusetzen. Die besonderen Einkünfte sind wie folgt zu errechnen: 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
§ 30. (1) bis (6) … § 30. (1) bis (6) … 
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(7) Die Einkommensteuer, die auf die Veräußerung der Wirtschaftsgüter 

entfällt, wird im Ausmaß der sonst entstehenden Doppelbelastung der 
Spekulationseinkünfte auf Antrag ermäßigt oder erlassen, wenn der 
Steuerpflichtige infolge des Erwerbes der Wirtschaftsgüter Erbschafts- oder 
Schenkungssteuer entrichtet hat. 

(7) Die Einkommensteuer, die auf die Veräußerung der Wirtschaftsgüter 
entfällt, wird im Ausmaß der sonst entstehenden Doppelbelastung der 
Spekulationseinkünfte auf Antrag ermäßigt oder erlassen, wenn der 
Steuerpflichtige infolge des Erwerbes der Wirtschaftsgüter Erbschafts- oder 
Schenkungssteuer, Grunderwerbsteuer oder Stiftungseingangssteuer entrichtet hat. 

(8) … (8) … 
§ 31. (1) bis (3) … § 31. (1) bis (3) … 
(4) Die Einkommensteuer, die auf die Veräußerung von Beteiligungen 

entfällt, wird im Ausmaß der sonst entstehenden Doppelbelastung dieser Einkünfte 
auf Antrag ermäßigt oder erlassen, wenn der Steuerpflichtige den veräußerten 
Anteil an der Körperschaft innerhalb der letzten drei Jahre vor der Veräußerung 
erworben und infolge des Erwerbes Erbschafts- oder Schenkungssteuer entrichtet 
hat. 

(4) Die Einkommensteuer, die auf die Veräußerung von Beteiligungen 
entfällt, wird im Ausmaß der sonst entstehenden Doppelbelastung dieser Einkünfte 
auf Antrag ermäßigt oder erlassen, wenn der Steuerpflichtige den veräußerten 
Anteil an der Körperschaft innerhalb der letzten drei Jahre vor der Veräußerung 
erworben und infolge des Erwerbes Erbschafts- oder Schenkungssteuer oder 
Stiftungseingangssteuer entrichtet hat. 

(5) bis (7) … (5) bis (7) … 
§ 32. … § 32. … 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 
 4. Für Zuwendungen von Privatstiftungen gilt folgendes:  
 a) Die Steuer von Zuwendungen an Begünstigte und Letztbegünstigte 

wird auf Antrag insoweit ermäßigt oder erlassen, als für Zuwendungen 
Erbschafts- und Schenkungssteuer gemäß § 8 Abs. 3 lit. b des 
Erbschafts- und Schenkungssteuergesetzes nacherhoben wurde. 

 

 b) ist der (jeweilige) Stifter im Falle des Widerrufs einer nicht unter § 4 
Abs. 11 Z 1 fallenden Privatstiftung gemäß § 34 des 
Privatstiftungsgesetzes Letztbegünstigter, sind die Einkünfte auf seinen 
Antrag um die im Zeitpunkt seiner seinerzeitigen Zuwendungen an die 
Privatstiftung steuerlich maßgebenden Werte zu kürzen. Dies gilt nur 
dann, wenn der Stifter diese Werte nachweist. 

 

§ 37. (1) bis (3) … § 37. (1) bis (3) … 
(4) … (4) … 

 1. …  1. … 
 a) bis e) …  a) bis e) … 
 f) Zuwendungen jeder Art von Privatstiftungen, sofern sie Einkünfte aus 

Kapitalvermögen sind. Als Zuwendungen gelten auch Einnahmen 
 f) Zuwendungen jeder Art von Privatstiftungen, ausländischen Stiftungen 

oder sonstigen Vermögensmasse, die mit einer Privatstiftung 
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einschließlich sonstiger Vorteile, die anlässlich der unentgeltlichen 
Übertragung eines Wirtschaftsgutes an die Privatstiftung vom 
Empfänger der Zuwendung erzielt werden. 

vergleichbar sind, sofern sie Einkünfte aus Kapitalvermögen sind. Als 
Zuwendungen gelten auch Einnahmen einschließlich sonstiger Vorteile, 
die anlässlich der unentgeltlichen Übertragung eines Wirtschaftsgutes 
an die Privatstiftung, ausländische Stiftung oder sonstige 
Vermögensmasse, die mit einer Privatstiftung vergleichbar sind, vom 
Empfänger der Zuwendung erzielt werden. 

 2. …  2. … 
(5) … (5) … 

 1. …  1. … 
 2. Der Steuerpflichtige ist wegen körperlicher oder geistiger Gebrechen in 

einem Ausmaß erwerbsunfähig, dass er nicht in der Lage ist, seinen 
Betrieb fortzuführen oder die mit seiner Stellung als Mitunternehmer 
verbundenen Aufgaben oder Verpflichtungen zu erfüllen. Das Vorliegen 
dieser Voraussetzung ist auf Grundlage eines vom Steuerpflichtigen 
beigebrachten medizinischen Gutachtens eines allgemein beeideten und 
gerichtlich zertifizierten Sachverständigen zu beurteilen, es sei denn, es 
liegt eine medizinische Beurteilung durch den für den Steuerpflichtigen 
zuständigen Sozialversicherungsträger vor. 

 2. Der Steuerpflichtige ist wegen körperlicher oder geistiger Behinderung in 
einem Ausmaß erwerbsunfähig, dass er nicht in der Lage ist, seinen 
Betrieb fortzuführen oder die mit seiner Stellung als Mitunternehmer 
verbundenen Aufgaben oder Verpflichtungen zu erfüllen. Das Vorliegen 
dieser Voraussetzung ist auf Grundlage eines vom Steuerpflichtigen 
beigebrachten medizinischen Gutachtens eines allgemein beeideten und 
gerichtlich zertifizierten Sachverständigen zu beurteilen, es sei denn, es 
liegt eine medizinische Beurteilung durch den für den Steuerpflichtigen 
zuständigen Sozialversicherungsträger vor. 

 3. …  3. … 
(6) bis (7) … (6) bis (7) … 
(8) … (8) … 

 1. …  1. … 
 2. Ausländische Kapitalerträge im Sinne des § 93 Abs. 2 Z 1 lit. a bis c, die 

nicht von einer inländischen auszahlenden Stelle (§ 95 Abs. 3 Z 4) 
ausbezahlt werden. 

 2. Ausländische Kapitalerträge im Sinne des § 93 Abs. 2 Z 1 lit. a bis c, die 
nicht von einer inländischen auszahlenden Stelle (§ 95 Abs. 3 Z 4) 
ausbezahlt werden, sowie Zuwendungen einer ausländischen Stiftung oder 
sonstigen Vermögensmasse, die mit einer Privatstiftung vergleichbar sind, 

Artikel 2 (Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 1988) 
§ 24. (1) bis 5) … § 24. (1) bis (5) … 
(6) Die Bestimmungen der §§ 108c, § 108d, 108e sowie 108f EStG 1988 

gelten sinngemäß für Körperschaften im Sinne des § 1, soweit sie nicht von der 
Körperschaftsteuer befreit sind. 

 

 (6) Auf die Jahreskörperschaftsteuerschuld von nicht unter § 5 Z 6 fallenden 
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Privatstiftungen wird bis zu einem Zwanzigstel der anlässlich von Zuwendungen 
vom Stifter an die Privatstiftung entrichteten Erbschafts- und Schenkungssteuer 
angerechnet. Die entrichtete Erbschafts- und Schenkungssteuer ist nachzuweisen. 

 (7) Die Bestimmungen der §§ 108c, § 108d, 108e sowie 108f EStG 1988 
gelten sinngemäß für Körperschaften im Sinne des § 1, soweit sie nicht von der 
Körperschaftsteuer befreit sind. 

Artikel 3 (Änderung des Erbschafts- und Schenkungssteuergesetzes 1955) 
§ 34. (1) 1. bis 12. … § 34. (1) 1. bis 12. … 

  „13. Abgaben nach diesem Bundesgesetz werden für Vorgänge gemäß § 1 Abs. 
1 Z 3, für die die Steuerschuld nach dem 31. Juli 2008 entsteht, nicht mehr 
erhoben. § 22 und § 24 Abs. 2 sind letztmalig auf Erwerbe anzuwenden, 
für die die Steuerschuld vor dem 1. August 2008 entsteht. § 33 ist auf 
Vorgänge, die sich nach Ablauf des Tages, an dem das Bundesgesetz, 
BGBl. I Nr. xxx/2008, im Bundesgesetzblatt kundgemacht wurde, 
ereignen, nicht mehr anzuwenden. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Artikel 4 (Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes 1987) 
§ 3. (1) … § 3. (1) … 

 1. …  1. … 
 2. der Grundstückserwerb von Todes wegen und Grundstücksschenkungen 

unter Lebenden im Sinne des Erbschafts- und 
Schenkungssteuergesetzes 1955, BGBl. Nr. 141, in der jeweils geltenden 
Fassung. Schenkungen unter einer Auflage sowie Rechtsgeschäfte unter 
Lebenden, die teils entgeltlich und teils unentgeltlich sind, sind nur 
insoweit von der Besteuerung ausgenommen, als der Wert des 
Grundstückes den Wert der Auflage oder der Gegenleistung übersteigt, 

 2. Erwerbe von Vermögen gemäß lit. a, wenn ein 
Grunderwerbsteuertatbestand verwirklicht wird und die Steuer nach § 4 
Abs. 2 Z 1 oder Z 4 zu berechnen ist, nach Maßgabe der lit. b und c bis zu 
einem Wert von 365 000 Euro (Freibetrag), sofern der Erwerber eine 
natürliche Person ist und der Übergeber im Falle einer Zuwendung unter 
Lebenden das 55. Lebensjahr vollendet hat oder wegen körperlicher oder 
geistiger Behinderung in einem Ausmaß erwerbsunfähig ist, dass er nicht 
in der Lage ist, seinen Betrieb fortzuführen oder die mit seiner Stellung als 
Gesellschafter verbundenen Aufgaben oder Verpflichtungen zu erfüllen. 
Das Vorliegen der Erwerbsunfähigkeit wegen körperlicher oder geistiger 
Behinderung ist auf Grundlage eines vom Steuerpflichtigen 
beizubringenden medizinischen Gutachtens eines allgemein beeideten und 
gerichtlich zertifizierten Sachverständigen zu beurteilen, es sei denn, es 
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liegt eine medizinische Beurteilung durch den für den Steuerpflichtigen 
zuständigen Sozialversicherungsträger vor. 

  a) Zum Vermögen zählen nur 
  - Betriebe und Teilbetriebe, die der Einkunftserzielung gemäß § 2 

Abs. 3 Z 1 bis 3 des Einkommensteuergesetzes 1988, in der jeweils 
geltenden Fassung, dienen; 

  - Grundstücke, die der Mitunternehmerschaft von einem 
Mitunternehmer zur Nutzung überlassen sind 
(Sonderbetriebsvermögen), wenn diese gemeinsam mit 
Mitunternehmeranteilen zugewendet werden und der Übergeber im 
Zeitpunkt des Entstehens der Steuerschuld mindestens zu einem 
Viertel unmittelbar am Vermögen der Gesellschaft beteiligt ist. 

  b) Der Freibetrag (Freibetragsteil gemäß lit. c) steht bei jedem Erwerb von 
Vermögen gemäß lit. a zu, wenn Gegenstand der Zuwendung ist 

  - ein Anteil von mindestens einem Viertel des Betriebes, 
  - ein gesamter Teilbetrieb oder ein Anteil des Teilbetriebes, 

vorausgesetzt der Wert des Teilbetriebes oder der Anteil desselben 
beträgt mindestens ein Viertel des gesamten Betriebes, 

  - ein Mitunternehmeranteil in dem in lit. a zweiter Teilstrich 
angeführten Ausmaß. 

  c) Der Freibetrag steht beim Erwerb 
  - eines Anteiles eines Betriebes nur entsprechend dem Anteil des 

erworbenen Vermögens zu; 
  - eines Teilbetriebes oder eines Anteiles daran nur in dem Verhältnis 

zu, in dem der Wert des Teilbetriebes (Anteil des Teilbetriebes) 
zum Wert des gesamten Betriebes steht; 

  - eines Mitunternehmeranteiles (Teil eines Mitunternehmeranteiles) 
nur in dem Ausmaß zu, der dem übertragenen Anteil am Vermögen 
der Gesellschaft entspricht; 

 Bei einem Erwerb durch mehrere Erwerber steht jedem Erwerber unter 
Berücksichtigung der Teilstriche 1 bis 3 der seinem Anteil am 
erworbenen Vermögen entsprechende Teil des Freibetrages zu. 

  d) Die Steuer ist nachzuerheben, wenn der Erwerber innerhalb von fünf 
Jahren nach dem Erwerb das zugewendete Vermögen oder wesentliche 
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Grundlagen davon entgeltlich oder unentgeltlich überträgt, 
betriebsfremden Zwecken zuführt oder wenn der Betrieb oder 
Teilbetrieb aufgegeben wird. 

  e) Lit. d gilt nicht, wenn die Vermögensübertragung einen nach dieser 
Bestimmung steuerbegünstigten Erwerb darstellt oder das zugewendete 
Vermögen Gegenstand einer Umgründung nach dem 
Umgründungssteuergesetz, BGBl. Nr. 699/1991, in der jeweils 
geltenden Fassung, ist, sofern für das an seine Stelle getretene 
Vermögen kein in lit. d angeführter Grund für eine Nacherhebung der 
Steuer eintritt. 

  f) Der Erwerber des begünstigten Vermögens hat Umstände, die zur 
Nacherhebung der Steuer führen, innerhalb eines Monats nach ihrem 
Eintritt dem Finanzamt anzuzeigen. 

 3. bis 6. …  3. bis 6. … 
  7. Erwerbe eines Grundstückes unter Lebenden durch den Ehegatten 

unmittelbar zum Zwecke der gleichteiligen Anschaffung oder Errichtung 
einer Wohnstätte mit höchstens 150 m2 Wohnnutzfläche zur Befriedigung 
des dringenden Wohnbedürfnisses der Ehegatten, wenn die Steuer nach 
§ 4 Abs. 2 Z 1 zu berechnen ist. Die Steuerbefreiung tritt außer Kraft, 
wenn diese Wohnstätte nicht unter Aufgabe der Rechte an der bisherigen 
Ehewohnung innerhalb von drei Monaten ab Übergabe zur Befriedigung 
des dringenden Wohnbedürfnisses bezogen und ohne Änderung der 
Eigentumsverhältnisse weitere fünf Jahre benützt wird; wird die 
Wohnstätte erst errichtet, muss die Benutzung zur Befriedigung des 
dringenden Wohnbedürfnisses innerhalb von drei Monaten ab 
Fertigstellung, längstens jedoch innerhalb von acht Jahren nach 
vertraglicher Begründung des Miteigentums - bei schon bestehendem, 
nicht nach dieser Bestimmung steuerfrei erworbenem Miteigentum ab 
Einreichung des Ansuchens um Erteilung der Baubewilligung - erfolgen; 
Umstände, die zur Nacherhebung der Steuer führen, sind innerhalb eines 
Monats nach ihrem Eintritt dem Finanzamt anzuzeigen, 

  8. der Übergang von Grundstücken auf Grund eines Vorganges, der unter das 
Stiftungseingangssteuergesetz fällt, 

  9. Zuwendungen öffentlich rechtlicher Körperschaften, wenn die Steuer nach 
§ 4 Abs. 2 Z 1 zu berechnen ist. 
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(2) … (2) … 
§ 4. (1) und (2) … § 4. (1) und (2) … 
1. soweit eine Gegenleistung nicht vorhanden oder nicht zu ermitteln ist,  1. wenn eine Gegenleistung nicht vorhanden oder nicht zu ermitteln ist oder 

die Gegenleistung geringer ist als der Wert des Grundstückes, 
 2. und 3. …  2. und 3. … 
  4. beim Erwerb durch Erbanfall, durch Vermächtnis oder in Erfüllung eines 

Pflichtteilsanspruches, wenn die Leistung an Erfüllungs Statt vor 
Beendigung des Abhandlungsverfahrens vereinbart wird. 

(3) … (3) … 
§ 7. Die Steuer beträgt beim Erwerb von Grundstücken: § 7. Die Steuer beträgt beim Erwerb von Grundstücken: 

 1. durch den Ehegatten, einen Elternteil, ein Kind, ein 
Enkelkind, ein Stiefkind, ein Wahlkind oder ein 
Schwiegerkind des Übergebers ............................................................2 vH,

 1. durch den Ehegatten, einen Elternteil, ein Kind, ein 
Enkelkind, ein Stiefkind, ein Wahlkind oder ein 
Schwiegerkind des Übergebers ........................................................... 2 vH, 

 2. durch einen Ehegatten von dem anderen Ehegatten bei 
Aufteilung ehelichen Gebrauchsvermögens und ehelicher 
Ersparnisse anlässlich der Scheidung, Aufhebung oder 
Nichtigerklärung der Ehe .....................................................................2 vH,

 2. durch einen Ehegatten von dem anderen Ehegatten bei 
Aufteilung ehelichen Gebrauchsvermögens und ehelicher 
Ersparnisse anlässlich der Scheidung, Aufhebung oder 
Nichtigerklärung der Ehe..................................................................... 2 vH, 

 3. durch andere Personen ......................................................................3,5 vH.  3. durch andere Personen...................................................................... 3,5 vH. 
 Beim Erwerb von land- und forstwirtschaftlichen Grundstücken, wenn die Steuer 

nach § 4 Abs. 2 Z 1 oder Z 4 zu berechnen ist, ermäßigt sich diese um höchstens 
110 Euro; Diese Ermäßigung steht innerhalb von zehn Jahren einmalig zu, wenn 
zwischen denselben Personen mehrere derartige Erwerbe von land- und 
forstwirtschaftlichen Grundstücken erfolgen. 

§ 8. (1) und (2) … § 8. (1) und (2) … 
 (3) Für Erwerbe aufgrund einer Schenkung auf den Todesfall entsteht die 

Steuerschuld mit dem Tod des Geschenkgebers 
§ 9. Steuerschuldner sind § 9. Steuerschuldner sind 

 1. beim Erwerb kraft Gesetzes der bisherige Eigentümer und der Erwerber,  1. beim Erwerb kraft Gesetzes der bisherige Eigentümer und Erwerber, bei 
Erwerben von Todes wegen und bei Schenkungen auf den Todesfall der 
Erwerber, 

 2. bis 4. …  2. bis 4. … 
§ 11. (1) Rechtsanwälte und Notare (Parteienvertreter) sind nach Maßgabe der 

§§ 12, 13 und 15 befugt, die Steuer für Erwerbsvorgänge, die diesem Bundesgesetz 
§ 11. (1) Rechtsanwälte und Notare (Parteienvertreter) sind nach Maßgabe der 

§§ 12, 13 und 15 befugt, die Steuer für Erwerbsvorgänge, die diesem Bundesgesetz 
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unterliegen, ausgenommen gemäß § 3 Abs. 1 Z 2 steuerbefreite Erwerbe von Todes 
wegen sowie die gemäß § 3 Abs. 1 Z 3 steuerbefreiten Erwerbsvorgänge, als 
Bevollmächtigte eines Steuerschuldners selbst zu berechnen, wenn die 
Selbstberechnung innerhalb der Frist für die Vorlage der Abgabenerklärung (§ 10) 
erfolgt. Die Anwendung des § 17 ist von der Selbstberechnung ausgenommen. Für 
Grundstücksschenkungen unter einer Auflage sowie für Grundstücksschenkungen, 
die teils entgeltlich und teils unentgeltlich sind, ist eine Selbstberechnung nur dann 
zulässig, wenn auch die Schenkungssteuer vom Parteienvertreter selbst berechnet 
wird (§ 23a des Erbschafts- und Schenkungssteuergesetzes 1955). 

unterliegen, als Bevollmächtigte eines Steuerschuldners selbst zu berechnen, wenn 
die Selbstberechnung innerhalb der Frist für die Vorlage der Abgabenerklärung 
(§ 10) erfolgt. Die Anwendung des § 17 ist von der Selbstberechnung 
ausgenommen. 

(2) … (2) … 

§ 17. (1) … § 17. (1) … 
 1. und 2. …  1. und 2. … 
 3. wenn das Rechtsgeschäft, das den Anspruch auf Übereignung begründen 

sollte, ungültig ist und das wirtschaftliche Ergebnis des ungültigen 
Rechtsgeschäftes beseitigt wird. 

 3. wenn das Rechtsgeschäft, das den Anspruch auf Übereignung begründen 
sollte, ungültig ist und das wirtschaftliche Ergebnis des ungültigen 
Rechtsgeschäftes beseitigt wird, 

  4. wenn das geschenkte Grundstück aufgrund eines Rechtsanspruches 
herausgegeben werden musste oder ein von Todes wegen erworbenes 
Grundstück herausgegeben werden musste und dieses beim Empfänger 
einen Erwerb von Todes wegen darstellt.” 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 

Artikel 5 (Änderung der Bundesabgabenordnung) 
§ 160. (1) Eintragungen in das Grundbuch, denen Rechtsvorgänge über den 

Erwerb von Grundstücken zugrunde liegen, mit Ausnahme von Vormerkungen 
sowie von Eintragungen gemäß § 13 und § 18 Abs. 1 und 3 
Liegenschaftsteilungsgesetz, dürfen erst dann vorgenommen werden, wenn eine 
Bescheinigung des Finanzamtes vorliegt, daß der Eintragung hinsichtlich der 
Grunderwerbsteuer und der Erbschafts- und Schenkungssteuer Bedenken nicht 
entgegenstehen. Solche Eintragungen dürfen auch vorgenommen werden, wenn 
eine Erklärung gemäß § 12 Grunderwerbsteuergesetz 1987 oder § 23a Abs. 6 
Erbschafts- und Schenkungssteuergesetz 1955 vorliegt. 

§ 160. (1) Eintragungen in das Grundbuch, denen Rechtsvorgänge über den 
Erwerb von Grundstücken zugrunde liegen, mit Ausnahme von Vormerkungen 
sowie von Eintragungen gemäß § 13 und § 18 Abs. 1 und 3 
Liegenschaftsteilungsgesetz, dürfen erst dann vorgenommen werden, wenn eine 
Bescheinigung des Finanzamtes vorliegt, daß der Eintragung hinsichtlich der 
Grunderwerbsteuer, Stiftungseingangssteuer und der Erbschafts- und 
Schenkungssteuer Bedenken nicht entgegenstehen. Solche Eintragungen dürfen 
auch vorgenommen werden, wenn eine Erklärung gemäß § 12 
Grunderwerbsteuergesetz 1987, § 3 Abs. 5 Stiftungseingangssteuergesetz oder 
§ 23a Abs. 6 Erbschafts- und Schenkungssteuergesetz 1955 vorliegt. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
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Artikel 6 (Änderung des Finanzstrafgesetzes) 
§ 31. (1) … § 31. (1) … 
(2) Die Verjährungsfrist beträgt für Finanzordnungswidrigkeiten nach § 49 

drei Jahre, für andere Finanzordnungswidrigkeiten ein Jahr, für die übrigen 
Finanzvergehen fünf Jahre. 

(2) Die Verjährungsfrist beträgt für Finanzordnungswidrigkeiten nach §§ 49 
und 49a drei Jahre, für andere Finanzordnungswidrigkeiten ein Jahr und für die 
übrigen Finanzvergehen fünf Jahre. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 
(5) Bei Finanzvergehen, für deren Verfolgung die Finanzstrafbehörde 

zuständig ist, erlischt die Strafbarkeit jedenfalls, wenn seit dem Beginn der 
Verjährungsfrist zehn Jahre und gegebenenfalls die in Abs. 4 lit. c genannte Zeit 
verstrichen sind. 

(5) Bei Finanzvergehen, für deren Verfolgung die Finanzstrafbehörde 
zuständig ist, erlischt die Strafbarkeit jedenfalls, wenn seit dem Beginn der 
Verjährungsfrist zehn Jahre und gegebenenfalls die in Abs. 4 lit. c genannte Zeit 
verstrichen sind. Bei Finanzvergehen nach § 49a FinStrG erlischt die Strafbarkeit 
jedenfalls, wenn ab dem Ende der Anzeigefrist gemäß § 121a Abs. 4 BAO dieser 
Zeitraum verstrichen sind. 

(6) … (6) … 
§ 58. (1) … § 58. (1) … 

 a.) und b.) …  a) und b) … 
 c) Anm.: aufgehoben durch BGBl. Nr. 681/1994  c) für Finanzvergehen nach § 49a jenes Finanzamt, in dessen Bereich 

dieses Finanzvergehen entdeckt worden ist. 
 d) bis g) …  d) bis g) … 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
§ 85. (1) … § 85. (1) … 
(2) Die Anordnung der Festnahme bedarf eines Bescheides des Vorsitzenden 

des Spruchsenates, dem gemäß § 58 Abs. 2 unter den dort vorgesehenen 
Voraussetzungen die Durchführung der mündlichen Verhandlung und die Fällung 
des Erkenntnisses obliegen würde. Auf Grund dieser Anordnung sind die Organe 
der Finanzstrafbehörden und des öffentlichen Sicherheitsdienstes zur Festnahme 
der verdächtigen Person befugt. Der Bescheid muß sogleich bei der Festnahme 
oder doch innerhalb der nächsten 24 Stunden dem Festgenommenen zugestellt 
werden. 

(2) Die Anordnung der Festnahme bedarf eines Bescheides des Vorsitzenden 
des Spruchsenates, dem gemäß § 58 Abs. 2 unter den dort vorgesehenen 
Voraussetzungen die Durchführung der mündlichen Verhandlung und die Fällung 
des Erkenntnisses obliegen würde. Auf Grund dieser Anordnung sind die Organe 
der Finanzstrafbehörden, der Zollämter und des öffentlichen Sicherheitsdienstes 
zur Festnahme der verdächtigen Personen befugt. Der Bescheid muß sogleich bei 
der Festnahme oder doch innerhalb der nächsten 24 Stunden dem 
Festgenommenen zugestellt werden. 

(3) bis (7) … (3) bis (7) … 
§ 98. (1) bis (3) … § 98. (1) bis (3) … 
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(4) Beweismittel, die unter Verletzung der Bestimmungen des § 84 Abs. 2 

erster und letzter Satz, des § 89 Abs. 3, 4, 8 oder 9, des § 103 lit. a bis c oder des 
§ 106 Abs. 2 gewonnen wurden, dürfen zur Fällung des Erkenntnisses (der 
Strafverfügung) zum Nachteil des Beschuldigten oder der Nebenbeteiligten nicht 
herangezogen werden. 

(4) Beweismittel, die unter Verletzung der Bestimmungen des § 84 Abs. 4 
erster und letzter Satz, des § 89 Abs. 3, 4, 8 oder 9, des § 103 lit. a bis c oder des 
§ 106 Abs. 2 gewonnen wurden, dürfen zur Fällung des Erkenntnisses (der 
Strafverfügung) zum Nachteil des Beschuldigten oder der Nebenbeteiligten nicht 
herangezogen werden. 

Artikel 7 (Änderung des Finanzausgleichsgesetzes) 
B. Zwischen Bund und Ländern (Gemeinden) geteilte Abgaben B. Zwischen Bund und Ländern (Gemeinden) geteilte Abgaben 

§ 8. (1) Gemeinschaftliche Bundesabgaben sind die Einkommensteuer, die 
Körperschaftsteuer, die Umsatzsteuer, die Kapitalverkehrsteuern, die Tabaksteuer, 
die Elektrizitätsabgabe, die Erdgasabgabe, die Kohleabgabe, die Biersteuer, die 
Weinsteuer, die Schaumweinsteuer, die Zwischenerzeugnissteuer, die 
Alkoholsteuer, die Mineralölsteuer, die Erbschafts- und Schenkungssteuer, die 
Grunderwerbsteuer, die Bodenwertabgabe, die Kraftfahrzeugsteuer, die 
Versicherungssteuer, die Normverbrauchsabgabe, die motorbezogene 
Versicherungssteuer, die Werbeabgabe, die Konzessionsabgabe, die 
Spielbankabgabe und der Kunstförderungsbeitrag sowie ab dem Jahr 2009 der 
Wohnbauförderungsbeitrag. 

§ 8. (1) Gemeinschaftliche Bundesabgaben sind die Einkommensteuer, die 
Körperschaftsteuer, die Umsatzsteuer, die Kapitalverkehrsteuern, die Tabaksteuer, 
die Elektrizitätsabgabe, die Erdgasabgabe, die Kohleabgabe, die Biersteuer, die 
Weinsteuer, die Schaumweinsteuer, die Zwischenerzeugnissteuer, die 
Alkoholsteuer, die Mineralölsteuer, die Erbschafts- und Schenkungssteuer, die 
Stiftungseingangssteuer, die Grunderwerbsteuer, die Bodenwertabgabe, die 
Kraftfahrzeugsteuer, die Versicherungssteuer, die Normverbrauchsabgabe, die 
motorbezogene Versicherungssteuer, die Werbeabgabe, die Konzessionsabgabe, 
die Spielbankabgabe und der Kunstförderungsbeitrag sowie ab dem Jahr 2009 der 
Wohnbauförderungsbeitrag. 

(2) und (3)... (2) und (3)... 
§ 9. (1) Die Erträge der im § 8 Abs. 1 angeführten gemeinschaftlichen 

Bundesabgaben mit Ausnahme der Spielbankabgabe werden zwischen dem Bund, 
den Ländern (Wien als Land) und den Gemeinden (Wien als Gemeinde) in 
folgendem Hundertsatzverhältnis geteilt: 

§ 9. (1) Die Erträge der im § 8 Abs. 1 angeführten gemeinschaftlichen 
Bundesabgaben mit Ausnahme der Spielbankabgabe werden zwischen dem Bund, 
den Ländern (Wien als Land) und den Gemeinden (Wien als Gemeinde) in 
folgendem Hundertsatzverhältnis geteilt: 

    Bund  Länder  Gemeinden 
Werbeabgabe   4,000  9,083  86,917 
Grunderwerbsteuer  4,000  –  96,000 
Bodenwertabgabe  4,000  –  96,000 
Ab dem Jahr 2009:  
Wohnbauförderungsbeitrag 19,450  80,550  – 

    Bund  Länder  Gemeinden 
Werbeabgabe   4,000  9,083  86,917 
Grunderwerbsteuer  4,000  –  96,000 
Bodenwertabgabe  4,000  –  96,000 
Ab dem Jahr 2009:  
Wohnbauförderungsbeitrag 19,450  80,550  – 

Für die Einkommensteuer, die Körperschaftsteuer, die Umsatzsteuer, die 
Kapitalverkehrsteuern, die Tabaksteuer, die Elektrizitätsabgabe, die Erdgasabgabe, 
die Kohleabgabe, die Biersteuer, die Schaumweinsteuer, die 
Zwischenerzeugnissteuer, die Alkoholsteuer, die Mineralölsteuer, die Erbschafts- 
und Schenkungssteuer, die Kraftfahrzeugsteuer, die Versicherungssteuer, die 

Für die Einkommensteuer, die Körperschaftsteuer, die Umsatzsteuer, die 
Kapitalverkehrsteuern, die Tabaksteuer, die Elektrizitätsabgabe, die Erdgasabgabe, 
die Kohleabgabe, die Biersteuer, die Schaumweinsteuer, die 
Zwischenerzeugnissteuer, die Alkoholsteuer, die Mineralölsteuer, die Erbschafts- 
und Schenkungssteuer, die Stiftungseingangssteuer, die Kraftfahrzeugsteuer, die 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Normverbrauchsabgabe, die motorbezogene Versicherungssteuer, die 
Konzessionsabgabe und den Kunstförderungsbeitrag (Abgaben mit einheitlichem 
Schlüssel) gilt ein einheitliches Hundertsatzverhältnis, das wie folgt ermittelt 
wird:... 

Versicherungssteuer, die Normverbrauchsabgabe, die motorbezogene 
Versicherungssteuer, die Konzessionsabgabe und den Kunstförderungsbeitrag 
(Abgaben mit einheitlichem Schlüssel) gilt ein einheitliches Hundertsatzverhältnis, 
das wie folgt ermittelt wird:... 

 
 


